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Kommunale und staatliche Ansätze der Sozialberichterstattung wissen wenig voneinander. Sie haben sich in den letzten Jahrzehnten gleichzeitig, aber nicht gemeinsam entwickelt. Wichtige fachliche Impulse der staatlichen Berichterstattung, wie 

· die Entwicklung europäischer Berichts- und Indikatorensysteme: der sozialen Schlüsselindikatoren für die Berichte zur sozialen Lage in der Europäischen Union (Kommission 2003, der Indikatoren für die Europäische Beschäftigungsstrategie (European Commission 2003) und der Laeken-Indikatoren zu Armut und sozialer Ausgrenzung(Rat der Europäischen Union 2001, Atkinson u.a. 2002,), 

· die Erstellung der Nationalen Beschäftigungspolitischen Aktionspläne (Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit 2003) und der Nationalen Aktionspläne zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung (Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung 2003, Semrau, P., Müllenmeister-Faust, U. 2002), 

· des ersten Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung (Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 2001) oder des Armuts- und Reichtumsberichts NRW (zuletzt 2004: im Erscheinen), 

sie alle lassen sich nicht einfach auf die kommunale Ebene übertragen. Die Kommunen, die in den 80er und 90er Jahre Pionierarbeit in der Armutsberichterstattung geleistet haben, stehen mit ihren Aktivitäten heute eher im Schatten der Berichte, die auf Bundes- und Landesebene veröffentlicht werden. Dass die kommunalen Sozialberichte untereinander sehr verschieden sind, dass sie sich stärker auf die pragmatischen „Bordmittel“ der kommunalen Sozialplanern stützen und weniger mit wissenschaftlicher Reputation schmücken können, behindert ihre Wahrnehmung auf der staatlichen Ebene.

Eine Landessozialberichterstattung, die kommunale Berichtsansätze einbezieht, erhält nicht einfach eine zusätzliche lokale Komponente. Sie wird methodisch komplexer und muss mehr Akteure einbeziehen. 

[Folie 1: Staatliche und kommunale Berichtsansätze]

Vielen staatlichen und kommunalen Sozialberichten ist gemeinsam, dass sie einen politischen Auftrag haben. Sie sollen Institutionen der Sozialpolitik bei der Entwicklung von Programmen, Maßnahmen und Verfahrensregeln unterstützen, indem sie Bedarfe, die sich nicht über Nachfrage an Güter- und Dienstleistungsmärkten äußern können, mittels sozialwissenschaftlicher und statistischer Methoden rekonstruieren. Und sie sollen Daten liefern, die Wirkungen sozialstaatlichen Handelns überprüfbar machen. Fast alle kommunalen Sozialberichte und die meisten Berichtsansätze auf der staatlichen Ebene beobachten Verhältnisse sozialer Ungleichheit und orientieren sich dabei – mehr oder weniger pragmatisch – an den gleichen Konzepten, also an Messkonzepten für Armut und Reichtum, am Lebenslagenansatz und Konzepten der Benachteiligung oder Unterversorgung in mehreren Lebenslagedimensionen (Deprivation) sowie an normativen Maßstäben für Teilhabe oder Ausgrenzung. So weit die Gemeinsamkeiten. Diese haben aber ihre Grenzen.

Im bundesdeutschen Sozialstaat gibt es handfeste föderale Konflikte zwischen den Kommunen einerseits, Bund und Ländern andererseits um die Verteilung und Finanzierung von Aufgaben. So geht es derzeit im Zusammenhang mit den Hartz-Gesetzen darum, wie weit die Kommunalisierung der Arbeitsmarktpolitik wieder rückgängig gemacht werden soll und welche Kosten der beschäftigungsorientierten sozialen Sicherung die Kommunen weiter tragen sollen. Man wird sehen, wie hoch der Preis für den Versuch des Bundes ist, die Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe weitgehend ohne Rücksicht auf die kommunale Selbstverwaltung umzusetzen. Leider werden den Preis vor allem die Leistungsberechtigten zahlen, welche die neue Leistung ohnedies teuer genug zu stehen kommt. Dieser föderale Konflikt beschäftigt die politischen Akteure derzeit stärker als die eigentlich entscheidende Frage, welche Folgen die Übertragung der Fürsorgelogik auf die Arbeitsmarkpolitik für die Existenzsicherung der Betroffenen und für die Qualität beschäftigungsorientierter Dienstleistungen hat. Solche Konflikte, in denen der Staat durch seine Kontrolle über die Steuerungsinstrumente Geld und Recht am längeren Hebel sitzt, bleiben nicht ohne Einfluss auf die Perspektive, die kommunale und staatliche Berichte auf den gleichen Sachverhalt einnehmen. Auch Sozialberichte liefern Munition im föderalen Konflikt.

Kommunale Sozialberichte sind in örtlich sehr unterschiedlichen Planungskulturen verankert. Lokale Sozialpolitik leistet etwas, was ihr keine andere Politikebene abnehmen kann: sie setzt gesetzliche Bestimmungen, Verwaltungsvorschriften und Finanzzuweisungen in ein örtliches Hilfesystem um, in dem Leistungen durch eine Vielzahl von Trägern arbeitsteilig erbracht werden. (Hieran ändert sich auch dann nichts, wenn der Staat – wie gegenwärtig in der Arbeitsmarktpolitik – der kommunalen Selbstverwaltung Kompetenzen entzieht.) Auf kommunaler Ebene hat sich aus der Aufgabe, zwischen den Perspektiven der Leistungsträger und Adressaten zu vermitteln und bedarfsgerechte Leistungen zu entwickeln, eine eigene Fachlichkeit, die der kommunalen Sozialplanung entwickelt. Oft gehört die Berichterstattung zu den Aufgaben der kommunalen Sozialplanerinnen und Sozialplaner – jedenfalls sind sie der wichtigste Partner, Datenlieferant und Anwender der Berichte (Bartelheimer 2001). Berichterstattung und Planung agieren in einem Geflecht vieler Akteure und Träger, die auf einander angewiesen sind und die ihre Beziehungen nicht allein über Macht, Recht oder Geld regeln können. 

Bei allen Unterschieden zwischen den Großstädten, Kreisen und kreisangehörigen Gemeinden zeichnet sich kommunale Planung durch einen stärkeren Sozialraumbezug und durch Aushandlungsprozesse, etwa zwischen freien und städtischen Trägern aus. Daten der Sozialberichterstattung liefern in diesen Netzwerken argumentative Macht und entfalten daher viel mehr politische Wirkung – wenn auch nicht immer die intendierte. Im Unterschied zu den Kommunen steuern Bund und Länder immer noch wesentlich über Gesetze, Verwaltungsvorschriften und Finanzzuweisungen; sie sind weniger auf argumentative Macht angewiesen, und ihre Berichtsansätze sind weniger unmittelbar in politische Aushandlung eingebunden.

Der möglicherweise entscheidende, „stilbildende“ Unterschied zwischen staatlicher und kommunaler Berichterstattung liegt in den Datenzugängen. Ansätze der Sozialberichterstattung in Europa, im Bund und in den Ländern haben die Wahl zwischen „prozessproduzierten“ Verwaltungsdaten und Daten amtlicher oder sozialwissenschaftlicher Bevölkerungsumfragen– die EU-weit harmonisierten Indikatoren beruhen wesentlich auf solchen Umfragedaten. Mit der Ausnahme weniger Großstädte, die regionalisierte Mikrozensus-Daten oder eigene Bürgerumfragen nutzen können, müssen sich kommunale Berichte auf Verwaltungsdaten stützen. Sie haben die Wahl nicht, und was die prozessproduzierten Daten nicht erfassen, bleibt außerhalb des Beobachtungsfelds. 

Hinzu kommt schließlich, dass die methodischen Impulse, die von den „weichen“ Instrumenten der EU-Politik, etwa von der Entwicklung von Indikatorensystemen für die „offene Methode der Koordinierung“ ausgehen, bislang fast ausschließlich auf der Ebene von Bund und Ländern wirken, da die Kommunen in diese Verfahren nicht eingebunden sind und ihnen für viele dieser Indikatoren die Datenzugänge fehlen.

Es gibt folglich eine ganze Reihe von Ursachen dafür, dass sich die Profile von Sozialberichterstattung auf kommunaler und staatlicher Ebene auseinander entwickeln können. Jedoch gibt es auch ein Reihe möglicher Motive für den Versuch, diese verschiedenen Berichtsansätze konzeptionell und methodisch wieder stärker anzunähern. 

[Folie 2: Staatliche und kommunale Berichtsansätze]

Sozialberichterstattung braucht „prozessproduzierte Daten“, und viele dieser Daten werden auf kommunaler Ebene, von örtlichen Trägern oder Ämtern erhoben. Jahrelange Bemühungen um die bessere Nutzbarkeit dieser Daten, etwas der Sozialhilfedaten, haben gezeigt, dass sich zuverlässige und interkommunal vergleichbare Statistiken nicht einfach durch einen gesetzlich geforderten Datenabzug verordnen lassen. Voraussetzung für regionalisierte Darstellungen und regional vergleichende Bewertungen solcher Datenbestände in der staatlichen Berichterstattung ist daher, dass kommunale und staatliche Statistik viel intensiver auf der „operativen“ Ebene kooperieren, um Verfahren der Datenerhebung und Datenaufbereitung zu vereinheitlichen. Selbst bei der vergleichsweise einfachen Bevölkerungsstatistik, die auf dem Meldewesen basiert, gibt es auf kommunaler und Landesebene z. Tl. unterschiedliche Fortschreibungen. 

Es gibt auch den umgekehrten Fall von Daten, die örtlich erhoben werden, ohne der kommunalen Statistik zur Verfügung zu stehen. Das galt lange Zeit für die Daten der Arbeitsämter, und gilt meines Wissens heute noch für bestimmte Schulverwaltungsdaten, etwa die Übergänge von der Grundschule in weiterführende Schulen.)

Zudem werden „vor Ort“ „prozessproduzierte Daten“ erhoben, die bisher noch gar nicht über ihre unmittelbaren örtlichen Zwecke hinaus nutzbar sind. „Prozessproduzierte Daten“ – das klingt nach Verwaltung, Anspruchsprüfung, Zahlbarmachung. Aber auch in den Leistungsprozessen der sozialen Einzelfallarbeit, z.B. beim ASD, in der Beratungsarbeit, und natürlich in der Hilfeplanung (in den Sozialämtern und künftig in den Jobcentern) werden Daten über Lebenslagen erhoben, die von großem Interesse für die Planung, für Wirkungsforschung und für Sozialberichterstattung sein können. Da soziale Dienste überwiegend auf kommunaler Ebene organisiert werden, können Daten und Indikatoren zum Bedarf an solchen Dienstleistungen und zu ihrer Qualität nur in Kooperation mit den Kommunen entstehen. Das besondere Potenzial dieser Daten kann nicht zuletzt darin liegen, dass sie die Perspektive der Adressaten fallbezogen und in verbindlicher Form dokumentieren – also nicht in Form gelegentlicher Nutzerbefragungen nach dem Motto: „Ihre Meinung ist uns wichtig“. Denn sofern Diagnosen und Hilfepläne auf einem Aushandlungsprozess zwischen Fachkraft und Adressaten der Hilfe beruhen und nicht auf einseitigen Verwaltungsakten wie etwa die künftige „verpflichtende Eingliederungsvereinbarung“ nach § 15 SGB II, wirkt die Verwendung dieser Daten für Planung und Berichterstattung auch im Sinne der Nutzerbeteiligung. 

Die Kommunalisierung auch solcher Aufgaben sozialer Sicherung, für die in den Nachkriegsjahrzehnten die Sozialversicherung oder der Bund zuständig war, ist weit vorangeschritten. Daher wird auf den meisten Feldern der Sozialpolitik eine fachliche oder organisatorische Neuausrichtung oder eine aussagekräftige Wirkungsforschung nur im Zusammenwirken der staatlichen und der kommunalen Ebene möglich sein. Aktuell gilt dies z.B. für die Wirkungsforschung zu den Instrumenten der Arbeitsmarktpolitik. Jedenfalls ist von Indikatorensystemen, die der Planung und Steuerung sozialer Leistungen dienen, stets zu fordern, dass sie von der kommunalen Planung und Statistik umsetzbar sind. Dazu sind kommunale Stellen in ihre Entwicklung einzubeziehen.

[Folie 3: Staatliche und kommunale Berichtsansätze]

Es gibt also sowohl Gründe für Kooperation zwischen staatlicher und kommunaler Sozialberichterstattung, als auch Motive für Misstrauen und Widerstände. Gerade in der derzeit konfliktreichen Beziehung zwischen Kommunen und Staat sollte der Versuch, kommunale Stellen an der Landessozialberichterstattung zu beteiligen, jeden Eindruck der Nähe zu Politikmodellen meiden, bei denen sich der Staat kommunale Ämter und Träger als Organe seiner Politik unterordnet. Deshalb, und wegen der absehbaren praktischen Schwierigkeiten, sollte auch nicht vorschnell von einer Integration kommunaler und staatlicher Sozialberichterstattung, sondern eher von einer konzeptionellen und methodischen Annäherung gesprochen werden. Die Kooperation sollte nicht über Verhandlungen mit Spitzenverbänden, sondern über die Entwicklung konkreter Projekte mit einzelnen Kommunen begonnen werden. Projektförmiges Arbeiten sichert beiden ungleichen Seiten am ehesten eine gewisse Gleichberechtigung bei der Arbeit an gemeinsam verabredeten Zielen und bei der Auswertung und Dokumentation von Ergebnissen. Schließlich sollte das Land die kommunale Beteiligung an solchen Vorhaben finanziell unterstützen. Schon eine eher symbolische als kostendeckende finanzielle Zuwendung kann ein wichtiges Argument für kommunale Entscheider sein, eine solche zusätzliche Anstrengung auf sich zu nehmen. Wo es um die Verbesserung von Datenqualität und um die Erschließung und interkommunal vergleichbare Erfassung prozessproduzierter Daten geht, z.B. um die Dokumentation von Beratung, könnte geprüft werden, ob das Ziel nicht am besten durch eine gemeinsam entwickelte EDV-Anwendung zur Datenerfassung erreicht werden kann, die das Land finanziert und den Kommunen landesweit anbietet.

[Folie 4: Staatliche und kommunale Berichtsansätze]

Mögliche gemeinsame Projekte kommunaler und staatlicher Sozialberichterstattung sollten an Punkten ansetzen, bei denen beide politischen Ebenen Probleme wahrnehmen, die sie gemeinsam besser angehen oder überhaupt nur gemeinsam lösen können. Und es sollte sich um Vorhaben handeln, bei denen Fortschritte erreichbar scheinen. Im Folgenden nenne ich einige solcher Projektideen. Sie werden hier natürlich nur beispielhaft angeführt. Sicher ist, dass es sich um notwendige Arbeiten handelt – ob sie tatsächlich mit Aussicht auf Erfolg angegangen werden könnten, werden die Praktiker besser beurteilen als ich, zumal ich mit den Gegebenheiten in Nordrhein-Westfalen nicht gut genug vertraut bin.

Arbeitsmarktmonitoring, Evaluation der Job Center und SGB-II-Leistungen: Die sogenannten Hartz-Gesetze richten die beschäftigungsorientierte Sozialpolitik in Deutschland neu aus. Ihre Umsetzung schafft eine völlig neue Lage, sowohl für die Träger der kommunalen Beschäftigungspolitik wie für ihre Adressaten (die zu unterstützenden Erwerbspersonen). Ein regionales Arbeitsmarktmonitoring und regionale Eingliederungsbilanzen, die nun wirklich alle Arbeitsuchenden umfassen und alle vermittlungsorientierten Leistungen und Maßnahmen umfassen, sind notwendig, will man Wirkungen beobachten. In statistischer Hinsicht besteht die Aussicht, dass die neuen Leistungen nach SGB II wenigstens auf mittlere Frist nicht nur in die örtlichen Eingliederungsbilanzen der Agenturen für Arbeit, sondern auch in die von der Bundesagentur erstellten neuen Datenquellen, etwa in die Integrierten Erwerbsbiografien (IEB) eingehen, in denen derzeit bei alleinigem Bezug von Hilfe zum Lebensunterhalt (HLU) oder bei Teilnahme an kommunalen Maßnahmen der Hilfe zur Arbeit nur „nicht gemeldete Zeiten“ ausgewiesen werden. Eine solche Datengrundlage werden gerade die Kommunen und die lokalen Träger brauchen, wollen sie in der Zusammenarbeit mit den Agenturen für Arbeit in den Arbeitsgemeinschaften nach SGB II auch nur annähernd „Augenhöhe“ erreichen. Umgekehrt sind die Agenturen für Arbeit auf Datenaustausch mit den kommunalen Trägern angewiesen, und das unter der schwierigen Bedingung, neue EDV-Verfahren einsetzen zu müssen. Die „zeitnahe“ Evaluation der neuen Instrumente der Arbeitsmarktpolitik, die der Bundestag mit seiner Entschließung vom 14. November 2002 (Deutscher Bundestag 2002)) gefordert hat und die derzeit vom BMWA ausgeschrieben wird, muss die kommunalen Akteure einbeziehen. Eine Kooperation von Land und Kommunen zur besseren Bewältigung dieser Aufgaben würde die Dateninfrastruktur für die örtliche wie landesweite Berichterstattung verbessern. 

Konsolidierte statistische Erfassung der Bevölkerung mit Grundsicherungsleistungen: „Unverzichtbare Dateninfrastruktur“ ist auch das Stichwort für dieses Aufgabenfeld. Wie viele Personen oder Haushalte Leistungen der materiellen Grundsicherung aufgrund einer Bedürftigkeitsprüfung erhalten, ist eine wichtige Größe in der Sozialberichterstattung – man spricht von („bekämpfter Armut“ bzw. vom „amtlich erfassten Armutspotenzial“. Für die Kommunen waren solche Zahlen – etwa Zahlen zu den Beziehern von HLU und Wohngeld – der wichtigste, oft einzige Anhaltspunkt für die Entwicklung und räumliche Verteilung von Armutsrisiken. Die Hartz- bzw. Agenda-2010-Gesetzgebung lässt nun anstelle eines zwar überforderten, aber relativ einheitlichen „letzten Netzes“, der HLU, ein gruppenspezifisch zersplittertes System der Grundsicherung entstehen: Die gleiche Bevölkerungsgruppe, die 1993 nur HLU und Wohngeld erhielt, verteilt sich heute auf die Leistungssysteme HLU (nach SGB XII), Leistungen nach AsylbLG, Grundsicherung für Ältere, Kindergeldzuschlag, Alg II bzw. Sozialgeld. Diese Veränderung ist vor allem für die Adressaten riskant: wegen der Entkoppelung der pauschalierten Leistungen vom Bedarfsdeckungsgrundsatz und wegen der Schwächung der Sozialhilfe als Referenzsystem für das Existenzminimum. Aber sie schafft auch für die Sozialberichterstattung enorme Datenprobleme: Wann brauchbares Datenmaterial für diese verschiedenen Leistungssystem verfügbar sein wird, wie diese Daten unter Berücksichtigung von Doppelbezug konsolidiert werden können und ob man jemals nachvollziehen kann, wie sich die Armutsbevölkerung auf diese verschiedenen Systeme verteilt hat – all das steht in den Sternen. Eigentlich notwendig wäre es, integrierte personenbezogene Längsschnitt-Datensätze aufbauen zu könne, welche nicht nur die Kombination verschiedener Transferleistungen in einem Haushalt, sondern auch Übergänge zwischen den verschiedenen Transferarten im Zeitverlauf zeigen. Das gemeinsame Interesse staatlicher und kommunaler Berichterstattung und Planung an einer solchen Datenbasis dürfte auf der Hand liegen – ob dieses Problem derzeit mit Aussicht auf Erfolg angegangen werden kann, bleibt zu diskutieren.

Regionalisierte Einkommensdaten auf Basis der Einkommensteuerstatistik: Dass auf kommunaler Ebene keine differenzierten und kleinräumig aufzubereitenden Einkommensdaten unabhängig von den staatlichen Transferleistungen verfügbar sind, war seit je der schwächste Punkt der kommunalen Sozialberichterstattung. Nachdem für den ersten Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung eine mikroanalytisch fundierte Kombination der Einkommens- und Verbrauchsstichproben (EVS) mit der ESt-Statistik versucht wurde, könnte die Steuerstatistik nun vielleicht auch außerhalb der Stadtstaaten (wo sie schon in der Vergangenheit für kleinräumige Einkommensinformationen herangezogen wurde) in die Dateninfrastruktur der kommunalen Sozialberichterstattung eingehen. Da der Armuts- und Reichtumsbericht NRW diese Daten gleichfalls nutzt, sollte ihre Regionalisierbarkeit zusammen mit den Kommunen geprüft werden.

Vergleichende Sozialraumbeobachtung, Quartierstypologie: Es mag genügen, an die Probleme der Gebietsauswahl, der empirischen Fundierung integrierter Handlungskonzepte und der indikatorgestützten Begleitforschung in der Gemeinschaftsinitiative Soziale Stadt zu erinnern, um zu begründen, warum eine möglichst flächendeckende Datenbasis für eine landesweit einheitliche, kleinräumige Gebietsgliederung ein Feld gemeinsamen Interesses sein könnten. Anhand solcher Daten könnte eine vergleichende Sozialraumbeobachtung ernsthaft beginnen: Quartiere könnten nach einheitlichen, aussagefähigen Kriterien abgegrenzt und sozialräumlich typisiert werden, das von Kommune zu Kommune unterschiedlich hilflose Hantieren mit Typen „sozialer Brennpunkte“ oder mit sehr grob unterschiedenen Gebietstypen hätte ein Ende. Das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR), das bislang mit sehr einfachen innerstädtischen Lagetypen arbeitete, strebt meines Wissens eine solche anspruchsvollere Typisierung an. Hierfür müssen aber eine große Zahl von Kommunen – über gesetzliche Pflichtstatistiken hinaus – als freiwillige Datenlieferanten gewonnen werden. Dies geschieht etwa bei der Vergleichenden Stadtbeobachtung des BBR, aber auch bei der von Städtestatistikern initiierten Kommunalstatistik-Deutscher Städtetag GmbH (KOSTAT-DST), die derzeit bei den Einwohnerdaten für Großstädte ab 100 000 EW bereits eine hohe Abdeckung erreicht und diese Daten für alle Gliederungsebenen oberhalb der Baublöcke anbietet. Hier könnte eine zunächst datenorientierte Kooperation von Land und Kommunen erhebliche Fortschritte erzielen. 

Regionalisierte Wohnungsmarktbeobachtung: Eine für Bedarfs- und Maßnahmenplanung ausreichende Informationsbasis zur Wohnungsversorgung lässt sich nur kommunal schaffen, sie wäre aber auch für die Wohnungsbauförderung des Landes und für das Landesmodellprogramm „Wohnraumversorgung für Wohnungsnotfälle“ und für eine landesweite Wohnungsnotfallstatistik wertvoll. Ein solches System der Wohnungsmarktbeobachtung müsste den Bestand (unter besonderer Berücksichtigung sozial gebundener Bestände), das laufend am Markt verfügbare Angebot, die Entwicklung des Bedarfs und die realisierte Nachfrage (Wohnungsbelegungen, Bewegungsmieten, versorgte und unversorgte Haushalte) differenziert nachweisen. Eine Wohnungsnotfallstatistik wäre in diesen Gesamtansatz zu integrieren. Entsprechende Daten wären vielleicht auch für die Bearbeitung der abzusehenden Konflikte in den Jobcentern um die angemessene Wohnungsversorgung der künftigen Alg-II-Bezieher hilfreich.

Dokumentation und Auswertung von Beratungsleistungen, Qualitätsstandards: Anders als Daten der Anspruchsprüfung und Leistungsentscheidung werden Informationen, die in der Beratung, in Diagnoseverfahren und in der Hilfeplanung entstehen, derzeit kaum einrichtungsübergreifend dokumentiert. Dies ist nicht einfach, aber nicht unmöglich. Der Atkinson-Report (2002), der dem Beschluss des EU-Gipfels von Laeken 2001 über Indikatoren sozialer Eingliederung zugrunde liegt, empfiehlt in Bezug auf die noch ausstehenden nicht-monetären Indikatoren (Empfehlung 31), zunächst sollen die Mitgliedsstaaten mit (nicht vereinheitlichten) ‚Level-3‘-Indikatoren des Zugangs zu notwendigen Dienstleistungen experimentieren und dabei die aktive Beteiligung von NGOs und Basisorganisationen suchen. Eine qualifizierte Sozialberichterstattung über soziale Dienste wird es aber nur geben, wenn Träger und Fachkräfte fachlich anspruchsvolle, praxistaugliche EDV-gestützte Dokumentationsverfahren für ihre Dienste einsetzen. Ein Beitrag des Landes könnte darin bestehen, sich an der Entwicklung und Auswertung entsprechender einheitlicher Verfahren zu beteiligen und diese den Kommunen zur Verfügung zu stellen. Dies würde für die Landesministerien und für die Sozialberichterstattung des Landes bedeuten, mit den Kommunen und den dafür verantwortlichen Fachkräften in neuer Weise bei Aufgaben der Qualitätssicherung und Problemen der Leistungserbringung zu kooperieren. Da in der Einzelfallhilfe wertvolle Informationen über Lebenslagen entstehen, können diese Informationen auch die Möglichkeiten einer lebenslagenorientierten Sozialberichterstattung erheblich erweitern. 

Erfassung der Bevölkerung mit Migrationshintergrund: Zu den verdrängten Realitäten des Einwanderungslandes Deutschlands gehört es, dass die Bevölkerung mit Migrationshintergrund wesentlich größer ist, als es Ausländerbestandszahlen vermuten lassen. dass dies so ist, ergibt sich schon aus der Tatsache, dass von 1985 bis 2002 etwa 3 Mio. Aussiedler mit deutschem Pass zuwanderten, und dass im gleichen Zeitraum 1,3 Mio. Ausländer die Deutsche Staatsbürgerschaft erwarben. Notwendig wäre zum einen eine Gesamtmigrationsstatistik, in der die wichtigsten Zuwanderergruppen nach übereinstimmenden Erhebungskonzepten (ausländerrechtlicher Status und möglichst auch hauptsächliches Zuwanderungsmotiv) erfasst werden. Notwendig wäre zum anderen eine differenzierte Erfassung des persönlichen Migrationshintergrunds und der Migrationsgeschichte des Haushalts bzw. der Familie in prozessproduzierten Statistiken und in Bevölkerungsumfragen. Um dies zu leisten, müssten Geburtsorte (innerhalb / außerhalb Deutschlands, die alleinige oder weitere Staatsangehörigkeit sowie entsprechende Merkmale der Eltern, Partner und Haushaltsmitglieder erfasst werden. Die Bevölkerung mit Migrationshintergrund auszuweisen, fordern z. Tl. bereits die Fachgesetzgebung (§ 11 Abs. 2 Nr. 9 SGB III, § 117 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a SGB XII), ohne dass klar wäre, wie dies zu operationalisieren und erhebungstechnisch zu realisieren wäre. Hierzu wären bestehende Erhebungsroutinen zu verändern, wofür z. Tl. erst die rechtliche Grundlage geschaffen werden müsste. Jedoch lässt sich auch mit bestehenden Datensätzen mehr machen, löst man sich erst einmal von der verengten Sicht auf Ausländerbestandszahlen. (Nach dem Mikrozensus 2001 weisen 13,7 der Bevölkerung in Privathaushalten wenigstens ein persönliches Migrationsmerkmal auf, vgl. Bartelheimer 2004.) Und es gibt Kommunen wie die Landeshauptstadt Wiesbaden, die neben den Ausländern wenigstens noch die Aussiedler anhand von Daten des Meldewesens näherungsweise schätzen.

Gemeinsame Internetplattform: Eine Website, wie sie das Konzept des MGSFF für die künftige Sozialberichterstattung des Landes bereits vorsieht, wäre ein vergleichsweise einfach zu realisierender Schritt, der kommunalen Berichten und Landesberichten zunächst eine „gemeinsame Sichtbarkeit“ verschafft. Gelingt es, Kooperationsprojekte anzugehen, können auf diesem Weg Ergebnisse und Daten Zug um Zug über die unmittelbar beteiligten Kommunen hinaus verfügbar gemacht werden.

Gemeinsame Indikatorensätze: Bei der Entwicklung der staatlichen Berichtsansätze sollte die anders verfasste kommunale Dateninfrastruktur möglichst früh mit bedacht werden. Indikatorensätze, die für die Ebene der staatlichen Berichterstattung einige Verbindlichkeit erreicht haben, wie z.B. die EU-weit harmonisierten Indikatoren, sind darauf zu untersuchen, wie weit sie mit den kommunalen Datenzugängen repliziert werden können, oder wie sie mit anderen, kommunal verfügbaren Daten näherungsweise erfüllt werden können. 

Gemeinsame Aktivitäten der Sozialberichterstattung lösen sicher kaum ein Problem des föderalen Konflikts um die bedrohte kommunale Selbstverwaltung. Aber Projekte der konzeptionellen und methodischen Annäherung bilden ein Feld des fachlichen Austauschs, auf dem auch über den Aufbau einer Dateninfrastruktur und über die Berichtsaufgaben hinaus eine andere Form der Kooperation zwischen beiden Ebenen eingeübt werden kann – so dass auch zwischen Staat und Kommune nicht nur über Geld und Recht, sondern ebenso über Aushandlung gesteuert wird. 

Gegenstand dieses Beitrags sind Probleme von Spezialist/inn/en. Bei ihrer Behandlung ist stets daran zu denken: Der Ertrag von Sozialberichterstattung wie Sozialpolitik ist nicht an der Arbeitszufriedenheit der Fachkräfte in den sie tragenden Institutionen zu messen, sondern an dem Beitrag, den sie zur Teilhabe von Menschen in benachteiligten Lebenslagen leisten.
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